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Kein Verfallsdatum für die Rehabilitierung von politi-
scher Verfolgung in der DDR

I. Der Landtag stellt fest,
1. dass nach aktueller Gesetzeslage 2019 die Frist für die Antragstel-

lung auf Rehabilitierung politisch Verfolgter in der Sowjetischen 
Besatzungszone und der DDR endet;

2. dass angesichts der vielfach sozial prekären Lage vieler ehemals 
politisch Verfolgter denjenigen geholfen werden soll, die sich wei-
terhin verfolgungsbedingt in einer schwierigen wirtschaftlichen Si-
tuation befinden.

II. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, in einer Bundesratsin-
itiative auf eine Novellierung der SED-Unrechtsbereinigungsgeset-
ze (SED-UnBerG) hinzuwirken. Ziel muss dabei unter anderem sein:
1. die Frist für das Auslaufen der SED-Unrechtsbereinigungsgesetze 

aufzuheben und deren Geltungsdauer mindestens bis zum Jah-
re 2029 zu verlängern;

2. den Zugang zu monatlichen Unterstützungsleistungen insbeson-
dere beim Renteneintritt zu verbessern und den Kreis der Berech-
tigten zu erweitern, wobei auch bisher vergessene Opfergruppen, 
wie Zwangsausgesiedelte, Zersetzungsopfer oder von politischen 
Repressionen betroffene Schüler, zu berücksichtigen sind;

3. die Beweiserleichterung bei der Anerkennung verfolgungsbeding-
ter Gesundheitsschäden zu verbessern, beispielsweise durch die 
Bestellung von Spezialgutachtern und eine Regelung mittels bun-
deseinheitlicher Standards.

Begründung:

Die Rehabilitierung politischer Verfolgung darf kein Verfallsdatum ha-
ben. Es wäre ein fatales Zeichen, 30 Jahre nach der friedlichen Revo-
lution die Hilfe für die Opfer der Diktatur zu beenden.

Das geltende Bundesrecht bedarf daher der Änderung. Politisch Ver-
folgte der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) und der DDR haben auf 
Grundlage der SED-Unrechtsbereinigungsgesetze die Möglichkeit, für 
erlittenes Unrecht rehabilitiert zu werden sowie einen finanziellen Aus-
gleich beziehungsweise eine Entschädigung zu erhalten. Entsprechend 
unterschiedlicher Repressionsmethoden wurden hierfür zu Beginn der 
90er Jahre vom Bundestag drei Gesetze erlassen.

Für Betroffene rechtsstaatswidriger Freiheitsentziehung: Gesetz über 
die Rehabilitierung und Entschädigung von Opfern rechtsstaatswidriger 

A n t r a g

der Fraktionen der CDU, DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
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Strafverfolgungsmaßnahmen im Beitrittsgebiet (Strafrechtliches Reha-
bilitierungsgesetz, StrRehaG)

Für politisch bedingte Nachteile bei Ausbildung und Beruf: Gesetz über 
den Ausgleich beruflicher Benachteiligungen für Opfer politischer Verfol-
gung im Beitrittsgebiet (Berufliches Rehabilitierungsgesetz, BerRehaG)

Für Zersetzungsopfer, Zwangsumgesiedelte und ähnliche: Gesetz über 
die Aufhebung rechtsstaatswidriger Verwaltungsentscheidungen im Bei-
trittsgebiet und die daran anknüpfenden Folgeansprüche (Verwaltungs-
rechtliches Rehabilitierungsgesetz, VwRehaG)

Die Antragstellung gemäß dieser drei Gesetze ist befristet auf den 31. De-
zember 2019.

Zweifelsohne gibt es jedoch auch noch über das Jahr 2019 hinaus die 
Notwendigkeit, Betroffenen die Rehabilitierung zu ermöglichen. Die 
Auseinandersetzung mit dem SED-Unrecht braucht Zeit. Für viele Be-
troffene ist erst der Eintritt ins Rentenalter Anlass, ihre nach den Reha-
bilitierungsgesetzen zustehenden Rechte wahrzunehmen. Durch die 
Beratungstätigkeit bei den Landesbeauftragten ist bekannt, dass vor al-
lem traumatisierte Menschen oft lange Zeit brauchen, um über ihre Un-
rechtserfahrung sprechen zu können.

Deshalb müssen die in den SED-Unrechtsbereinigungsgesetzen ent-
haltenen Antragfristen entweder entfristet oder verlängert werden. Vor-
zugsweise sollte angestrebt werden, analog zum Strafrechtlichen Re-
habilitierungsgesetz, dessen Verlängerung bis 2029 im Bundesrat am 
3. November 2017 beschlossen wurde, auch jeweils für das Strafrecht-
liche Rehabilitierungsgesetz sowie das Verwaltungsrechtliche Rehabi-
litierungsgesetz zu übernehmen.

Die im Jahr 2007 für die strafrechtlich Rehabilitierten eingeführte Un-
terstützungsleistung gemäß § 17a StrRehaG soll in leicht modifizierter 
Form in das Berufliche Rehabilitierungsgesetz und das Verwaltungs-
rechtliche Rehabilitierungsgesetz (außer § 1a) übernommen werden. 
Dabei soll die Höhe der Unterstützungsleistung der jetzigen Höhe der 
bereits bestehenden Ausgleichleistung gemäß § 8 BerRehaG entspre-
chen. Der Zugang soll insofern erleichtert werden, dass beruflich und 
verwaltungsrechtlich Rehabilitierte (außer § 1a - ausschließlich morali-
sche Anerkennung, kein Eingriff in Freiheit, Beruf, Gesundheit und Ei-
gentum) ab einem Jahr anerkannte Verfolgungszeit bei Eintritt und er-
wiesener wirtschaftlicher Bedürftigkeit analog § 17a StrRehaG einen 
Anspruch auf Unterstützungsleistungen haben.

Die Novellierung soll gesetzliche Voraussetzungen dafür schaffen, Ver-
folgtengruppen, die bisher nicht oder völlig unzureichend unterstützt 
werden, besser in der Leistungsvergabe durch die SED-Unrechtsberei-
nigungsgesetze zu berücksichtigen. Dazu gehören in erster Linie die ver-
folgten Schüler sowie Zersetzungsopfer. Für verfolgte Schüler sieht das 
Berufliche Rehabilitierungsgesetz keine Unterstützungsleistungen vor.

Die vorgeschlagenen Änderungen betreffen ausschließlich monatliche 
Unterstützungsleistungen. Die bestehende Ausgleichsleistung gemäß 
§ 8 BerRehaG wird durch die neue Unterstützungsleistung analog § 17a 
StrRehaG ersetzt, das heißt, eine Dopplung von Unterstützungsleistun-
gen wird ausgeschlossen. Alle anderen gesetzlich bestehenden Leis-
tungen wie für bevorzugte Fortbildung und Umschulung, für den Ren-
tenausgleich (Berufliches Rehabilitierungsgesetz) sowie Leistungen der 
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Beschädigtenversorgung (Strafrechtliches Rehabilitierungsgesetz, Häft-
lingshilfegesetz, Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz) sind von 
den Änderungen nicht betroffen. Die vorgeschlagene Änderung im Be-
reich der Ausgleichsleistungen erfolgt bei gleichzeitig vorliegender be-
ruflicher und verwaltungsrechtlicher Rehabilitierung nur einmal, somit ist 
eine Kumulation hier ausgeschlossen.

Um eine Beweiserleichterung für die betroffenen Opfergruppen zu errei-
chen, sollen bundesweit einheitliche Standards eingeführt werden, die 
sich maßgeblich an dem auf der Grundlage des in Thüringen bewähr-
ten Verfahrens von Spezialgutachtern (sogenanntes "Thüringer Modell") 
orientieren.

Die Landesregierung wird aufgefordert, dieses Anliegen mittels einer ent-
sprechenden Bundesratsinitiative zu unterstützen.

Für die Fraktion 
der CDU:

Für die Fraktion 
DIE LINKE:

Für die Fraktion 
der SPD:

Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN:

Emde Blechschmidt Becker Rothe-Beinlich


	Kein Verfallsdatum für die Rehabilitierung von politischer Verfolgung in der DDR
	Begründung:


